
c) Falls der Rahmenbeschluss dahin auszulegen ist, dass er 
es in einigen Fällen erlaubt, die Vollstreckung eines zur 
Vollstreckung einer Strafe erlassenen Haftbefehls aus 
Gründen abzulehnen, die den Inhalt oder die Begrün­
dung des im Ausstellungsstaat erlassenen Urteils oder 
aber die Ordnungsgemäßheit des Gerichtsverfahrens, 
das zu dem Urteil geführt hat, betreffen, ist die Ableh­
nung dann erlaubt, auch wenn die unter Buchst. a oder 
b genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind? 

5. Welche Bedeutung muss oder kann hinsichtlich der Vollstre­
ckung des Haftbefehls dem Umstand beigemessen werden, 
dass die festgenommene Person, die Staatsangehörige eines 
Drittstaats ist, der Überstellung widerspricht, indem sie gel­
tend macht, ihr drohe im Ausstellungsstaat die Abschiebung 
in den Drittstaat? 

a) Welche Bedeutung hat ein derartiger Ablehnungsgrund 
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Rahmen­
beschlusses und der Verpflichtungen, die den Ausstel­
lungsstaat nach dem Unionsrecht, u. a. nach den Richt­
linien 2004/83/EG ( 3 ) und 2005/85/EG, gegenüber An­
gehörigen von Drittstaaten treffen? 

b) Kann in diesem Zusammenhang Art. 28 Abs. 4 des 
Rahmenbeschlusses eine Rolle spielen, wonach eine Per­
son, die aufgrund eines Europäischen Haftbefehls über­
stellt wurde, nicht ohne die Zustimmung der zuständi­
gen Behörden des Mitgliedstaats, der sie überstellt hat, an 
einen Drittstaat ausgeliefert werden darf. Kann dieses 
Verbot neben der Auslieferung aufgrund einer Straftat 
auch eine sonstige Entfernung aus dem Hoheitsgebiet, 
wie etwa die Abschiebung, erfassen und unter welchen 
Voraussetzungen? 

6. Besteht die im Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften vom 16. Juni 2005, Pupino, C-105/03, 
Randnrn. 34 und 42 bis 44, festgestellte Verpflichtung des 
nationalen Gerichts, das nationale Recht rahmenbeschluss­
konform auszulegen, unabhängig davon, ob die nach dem 
Rahmenbeschluss geforderte Auslegung dem Betroffenen 
zum Vor- oder zum Nachteil gereicht, sofern es sich nicht 
um einer der in den Randnrn. 44 bis 45 dieses Urteils 
genannten Situationen handelt? 

( 1 ) Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 über Min­
destnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung 
und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft (ABl. L 326, S. 13). 

( 2 ) Rahmenbeschluss des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäi­
schen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitglied­
staaten — Stellungnahmen bestimmter Mitgliedstaaten zur Annahme 
des Rahmenbeschlusses (ABl. L 190, S. 1). 

( 3 ) Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindest­
normen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsange­
hörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die 
anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 304, S. 12). 

Beschluss des Präsidenten der Dritten Kammer des 
Gerichtshofs vom 15. Januar 2010 (Vorabent- 
scheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs — 

Deutschland) — Sylvia Bienek/Condor Flugdienst GmbH 

(Rechtssache C-525/08) ( 1 ) 

(2010/C 100/49) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Der Präsident der Dritten Kammer hat die Streichung der 
Rechtssache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 55 vom 7.3.2009. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 15. Januar 
2010 — Europäische Kommission/Republik Österreich 

(Rechtssache C-313/09) ( 1 ) 

(2010/C 100/50) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 256 vom 24.10.2009. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 18. Januar 
2010 — Europäische Kommission/Republik Estland 

(Rechtssache C-328/09) ( 1 ) 

(2010/C 100/51) 

Verfahrenssprache: Estnisch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 297 vom 5.12.2009.

DE C 100/34 Amtsblatt der Europäischen Union 17.4.2010


